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Kirchliche Gesetze Anlage: (AMTSBLATT EKD 1993, S. 512)

Kirchliches Gesetz
über die Zustimmung zum Kirchengesetz 
der Evangelischen Kirche In Deutschland 

über die Statistik
(ZustG-StatG-EKD)

Vom 26. April 1994

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz 
beschlossen:

§1

Dem Kirchengesetz der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land über die Statistik vom 12. November 1993 (ABI. 
EKD 1993, S. 512 f wird zugestimmt

§2

Dieses Gesetz tritt mit dem in § 1 genannten Kirchen­
gesetz im Bereich der Evangelischen Landeskirche in 
Baden am 1. Juli 1994 in Kraft.

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet

Karlsruhe, den 26. April 1994

Der Landesbischof

Dr. Klaus Engelhardt

Nr. 195* Kirchengesetz über die Statistik.
Vom 12. November 1993.

§1
Geltungsbereich

(1) Dieses Kirchengesetz regelt die Anordnung und 
Durchführung der Kirchenstatistiken, die einheitlich in allen 
Gliedkirchen durchzuführen sind (EKD-Statistiken). Das 
Recht der Gliedkirchen, für ihre Zwecke eigene Statistiken 
(Gliedkirchliche Statistiken) durchzuführen, bleibt unbe­
rührt.

(2) Dieses Kirchengesetz gilt für die kirchlichen Amts­
und Dienststellen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
und ihrer Gliedkirchen sowie ohne Rücksicht auf deren 
Rechtsform für die kirchlichen Werke und Einrichtungen.

§2 
Grundsätze und Aufgaben

(1) Durch die Kirchenstatistik werden Daten über
Massenerscheinungen aus dem kirchlichen Bereich er-
hoben, gesammelt, aufbereitet, dargestellt und analysiert. 
Die Ergebnisse der Kirchenstatistik sollen kirchliche Ent­
wicklungen und Zusammenhänge sichtbar machen und 
damit eine Grundlage für Entscheidungen der kirchlichen 
Stellen sowie für eine sachgerechte kirchliche Öffentlich­
keitsarbeit anbieten.

(2) Die Auswertung bestehender Datenbestände (Sekun- 
där-Statistiken) hat Vorrang vor der Durchführung von 
Urerhebungen.

(3) Für die Kirchenstatistik gelten die Grundsätze der 
Neutralität, Objektivität und wissenschaftlichen Unabhän­
gigkeit. Die Daten werden unter Verwendung wissenschaft­
licher Erkenntnisse und unter Einsatz der jeweils sachge­
rechten Methoden und Informationstechniken gewonnen.
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§3
Anordnung von EKD-Statistiken

(1) EKD-Statistiken werden nach Anhörung der Gliedkir­
chen vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung der Kirchenkon­
ferenz angeordnet und vom Kirchenamt der Evangelischen 
Kirche in Deutschland in Zusammenarbeit mit den Gliedkir­
chen durchgeführt. Die Rechtsverordnung hat Angaben 
über Erhebungszweck. Erhebungsumfang. Erhebungs­
methode und Periodizität der Erhebung zu enthalten.

(2) EKD-Statistiken dürfen nur dann angeordnet werden, 
wenn die zu erwartenden Ergebnisse in einem angemesse­
nen Verhältnis zum Erhebungsaufwand stehen und die In­
formationen nicht anderweitig ermittelbar sind (z. B. durch 
Sekundär-Statistiken).

(3) Die angeordneten Erhebungen sind wahrheitsgemäß 
zu beantworten und vollständig durchzuführen. Die ausge­
füllten Erhebungsvordrucke sind fristgerecht an die Er­
hebungsstelle weiterzuleiten.

(4) Die Ergebnisse der EKD-Statistiken werden allen 
Gliedkirchen. Werken und Einrichtungen nach Beendigung 
der Aufbereitungsarbeiten zur Verfügung gestellt.

§4
Geheimhaltung

(1) Die für die Kirchenstatistik erhobenen Einzelangaben 
dürfen nur für statistische Zwecke verwendet werden.

(2) Einzelangaben über persönliche und sachliche Ver­
hältnisse, die für eine Kirchenstatistik gemacht werden, sind 
von den mit der Durchführung von Kirchenstatistiken Be­
auftragten geheimzuhalten, soweit durch besondere Rechts­
vorschriften, unter Einhaltung des Kirchengesetzes über den 
Datenschutz, nichts anderes bestimmt ist.

(3) Angaben, die lediglich der technischen Durchführung 
von Kirchenstatistiken dienen (Hilfsmerkmale), sind, sofern 
nicht eine sonstige Rechtsvorschrift etwas anderes be­
stimmt, zu löschen, sobald im Kirchenamt der EKD die 
Überprüfung der statistischen Angaben auf ihre Schlüssig­
keit und Vollständigkeit abgeschlossen ist. Sie sind von den 
zur statistischen Verwendung bestimmten Angaben über 
persönliche und sachliche Verhältnisse (Erhebungsmerk­
male) zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu trennen und ge­
sondert aufzubewahren.

(4) Das Geheimhaltungsgebot gilt nicht für
1. Einzelangaben, die mit den Einzelangaben anderer Be­

fragter zusammengefaßt und in statistischen Ergebnis­
sen dargestellt sind,

2. Einzelangaben, in deren Übermittlung oder Veröffent­
lichung die befragte Person vorher schriftlich eingewil­
ligt hat,

3. Einzelangaben aus allgemein zugänglichen Quellen.

4. Einzelangaben, die der befragten oder betroffenen Per­
son nicht zuzuordnen sind.

(5) Die Übermittlung von Einzelangaben zwischen den 
mit der Durchführung einer Kirchenstatistik beauftragten 
Personen und Stellen ist zulässig, soweit dies zur Erstellung

der Kirchenstatistik erforderlich ist und beim Empfänger 
ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen worden 
sind.

(6) Eine Zusammenführung von Einzelangaben aus Kir­
chenstatistiken oder solcher Einzelangaben mit anderen An­
gaben zum Zwecke der Herstellung eines Personenbezugs 
(Reidentifizierung) ist nicht zulässig.

(7) Erklärungen, die von einer Gliedkirche in Erfüllung 
ihrer Beteiligungspflicht gemäß § 3 Abs. 2 abgegeben wer­
den. sind keine Einzelangaben im Sinne dieses Kirchenge­
setzes.

§5
Zuständigkeit und Abschottung

(1) Bei der Durchführung dieses Kirchengesetzes hat das 
Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland
1. EKD-Statistiken in Zusammenarbeit mit den Gliedkir­

chen inhaltlich, methodisch und technisch vorzubereiten 
und weiterzuentwickeln.

2. auf die vereinbarungs- und termingemäße Abwicklung 
der Erhebungs- und Aufbereitungsprogramme von 
EKD-Statistiken hinzuwirken.

3. die Ergebnisse der EKD-Statistiken in der erforder­
lichen sachlichen und regionalen Gliederung für die 
Evangelische Kirche in Deutschland und deren Glied­
kirchen zusammenzustellen sowie für allgemeine 
Zwecke darzustellen und zu veröffentlichen.

(2) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland be­
stimmt die Stelle, die die Aufgaben der Kirchenstatistik im 
Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland wahr- 
himmt. Die personelle und organisatorische Trennung (Ab­
schottung) dieser Stelle von anderen Organisationseinheiten 
des Kirchenamtes ist sicherzustellen.

§6
Schlußbestimmungen

Die bisher regelmäßig durchgeführten Erhebungen
1. Kirchliches Leben,
2. Pfarrerstatistik,

3.
4.
5.

Fortschreibung der Kirchenmitgliederzahlen.
Steuerstatistik.
Wahlstatistik

werden bis zum Erlaß der nach § 3 Abs. 1 vorgesehenen 
Rechtsverordnungen in der bisherigen Form weitergeführt.

§7
Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evan­
gelische Kirche in Deutschland am 1. Januar 1994 in Kraft.

(2) Das Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Gliedkir­
chen in Kraft, wenn alle Gliedkirchen ihr Einverständnis er­
klärt haben.

Osnabrück, den 12. November 1993

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche in Deutschland

Schmude
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Kirchliches Gesetz 
zur Ausführung des Kirchengesetzes 

über den Datenschutz 
der Evangelischen Kirche In Deutschland 

(AusG-DSG-EKD)

Vom 26. April 1994

Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz 
beschlossen:

Präambel

(1) Das Recht des kirchlichen Datenschutzes wurde 
durch die Evangelische Kirche in Deutschland erst­
mals durch das Kirchengesetz über den Datenschutz 
vom 10. November 1977 (ABI. EKD 1978 S. 2) im Rahmen 
des § 9 der Grundordnung der Evangelischen Landes­
kirche in Baden aufgrund des Artikels 10 Buchst b der 
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land geregelt Diesem Kirchengesetz haben alle Glied­
kirchen der EKD zugestimmt Die Zustimmung der 
Evangelischen Landeskirche in Baden erfolgte durch 
kirchliches Gesetz vom 6. April 1978 (GVBI. S. 91).

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland hat durch 
das Kirchengesetz über den Datenschutz der Evange­
lischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) vom 12. No­
vember 1993 (ABI. EKD S. 505) das Datenschutzrecht 
Im Rahmen der sich nunmehr nach Artikel 10 Buchst a 
der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land ergebenden Zuständigkeit mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1994 neu geregelt und das bisher gültige Gesetz 
aufgehoben.

(3) Zur Ausführung des Kirchengesetzes über den 
Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland 
werden die nachstehenden Regelungen getroffen.

§1
Bestellung des Beauftragten für den Datenschutz

(1) Der Beauftragte für den Datenschutz der Evan­
gelischen Landeskirche in Baden wird vom Landes­
kirchenrat für die Dauer von sechs Jahren bestellt Er­
neute Bestellungen sind möglich. Der Beauftragte für den 
Datenschutz untersteht der Rechtsaufsicht des Landes­
kirchenrats und der Dienstaufsicht des Evangelischen 
Oberkirchenrats. Ergänzende Bestimmungen zur dienst­
lichen Stellung des Beauftragten für den Datenschutz

Durchführungsbestimmungenwerden im Rahmen der 
nach § 2 getroffen.

(2) Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, der Bestellung 
eines gemeinsamen Beauftragten für den Datenschutz 
mehrerer Kirchen zuzustimmen. In diesem Falle sind Be­
stellung, Rechts- und Dienstaufsicht durch zwischen- 
kirchliche Vereinbarungen zu regeln.

§2 
Ergänzende Bestimmungen

Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt die nach § 27 
Abs. 2 des Kirchengesetzes über den Datenschutz der

Evangelischen Kirche in Deutschland erforderlichen er­
gänzenden Durchführungsbestimmungen.

§3
Inkrafttreten, Übergangsbestimmung

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1994 in Kraft. Gleich­
zeitig tritt das kirchliche Gesetz über die Zustimmung 
zum Kirchengesetz der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land vom 6. April 1978 (GVBI. S. 91) außer Kraft

(2) Die Rechtsstellung des zum Zeitpunkt des Inkraft­
tretens dieses Gesetzes im Amt befindlichen Daten­
schutzbeauftragten richtet sich nach diesem Gesetz. 
Seine Amtszeit endet mit Ablauf des 30. Juni 2000.

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet

Karlsruhe, den 26.April 1994

Der Landesbischof

Dr. Klaus Engelhardt

Anlage:
(AMTSBLATT EKD 1993, S.505)

Nr. 194* Kirchengesetz über den Datenschutz der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG- 
EKD).
Vom 12. November 1993.

§1
Zweck und Anwendungsbereich

(1) Zweck dieses Kirchengesetzes ist es, den einzelnen 
davor zu schützen, daß er durch den Umgang mit seinen per­
sonenbezogenen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht be­
einträchtigt wird.

(2) Dieses Kirchengesetz gilt für die Erhebung, Verarbei­
tung und Nutzung personenbezogener Daten durch kirch­
liche Behörden und sonstige Dienststellen sowie ohne 
Rücksicht auf deren Rechtsform durch kirchliche Werke 
und Einrichtungen der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land und der Gliedkirchen (kirchliche Stellen). Die Evange­
lische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen können 
jeweils für ihren Bereich eine Übersicht über die kirchlichen 
Werke und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit, 
für die dieses Kirchengesetz gilt, führen. In die Übersicht 
sind Name, Anschrift, Rechtsform und Tätigkeitsbereich 
der kirchlichen Werke und Einrichtungen aufzunehmen.

(3) Dieses Kirchengesetz ist nur eingeschränkt anwend­
bar:
1. auf automatisierte Dateien, die ausschließlich aus ver­

arbeitungstechnischen Gründen vorübergehend erstellt 
und nach ihrer verarbeitungstechnischen Nutzung auto­
matisch gelöscht werden; insoweit gelten nur die §§ 6 
und 9;

2. auf nicht-automatisierte Dateien, deren personenbezo­
gene Daten nicht zur Übermittlung an Dritte bestimmt
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sind; insoweit gelten nur die §§ 6, 9,23 und 25 sowie die 
Regelungen über die Verarbeitung und Nutzung von 
personenbezogenen Daten in Akten. Werden im Einzel­
fall personenbezogene Daten übermittelt, gelten für die­
sen Einzelfall die Vorschriften dieses Kirchengesetzes 
uneingeschränkt

(4) Pfarrer und Pfarrerinnen sowie sonstige kirchliche 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dürfen in Wahrnehmung 
ihres Seelsorgeauftrages eigene Aufzeichnungen führen und 
verwenden; diese dürfen nicht in automatisierten Verfahren 
verarbeitet werden. Die besonderen Bestimmungen über 
den Schutz des Beicht- und Seelsorgegeheimnisses sowie 
über die Amtsverschwiegenheit bleiben unberührt Das glei­
che gilt für die sonstigen Verpflichtungen zur Wahrung ge­
setzlicher Geheimhaltungs- und Verschwiegenheitspflich­
ten oder von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, 
die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen.

(5) Soweit besondere Regelungen in anderen kirchlichen 
Rechtsvorschriften auf personenbezogene Daten einschließ­
lich deren Veröffentlichung anzuwenden sind, gehen sie den 
Vorschriften dieses Kirchengesetzes vor.

§2
Begriffsbestimmungen

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über 
persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten 
oder bestimmbaren natürlichen Person (betroffene Person).

(2) Eine Datei ist
1. eine Sammlung von Daten, die durch automatisierte 

Verfahren nach bestimmten Merkmalen ausgewertet 
werden kann (automatisierte Datei), oder

2. jede sonstige Sammlung von Daten, die gleichartig auf­
gebaut ist und nach bestimmten Merkmalen geordnet, 
umgeordnet und ausgewertet werden kann (nichtauto­
matisierte Datei).

Nicht hierzu gehören Akten und Aktensammlungen, es 
sei denn, daß sie durch automatisierte Verfahren umgeord­
net und ausgewertet werden können.

(3) Eine Akte ist jede sonstige amtlichen oder dienst­
lichen Zwecken dienende Unterlage; dazu zählen auch Bild- 
und Tonträger. Nicht hierunter fallen Vorentwürfe und 
Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs werden 
sollen.

(4) Erheben ist das Beschaffen von Daten über die betrof­
fene Person.

(5) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermit­
teln, Sperren und Löschen von Daten. Im einzelnen ist, un­
geachtet der dabei angewendeten Verfahren:
1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren 

von Daten auf einem Datenträger zum Zwecke ihrer 
weiteren Verarbeitung oder Nutzung,

2. Verändern das inhaltliche Umgestalten von gespeicher- 
ten Daten,

3. Übermitteln das Bekanntgeben von gespeicherten oder 
durch Datenverarbeitung gewonnenen Daten an Dritte 
in der Weise, daß
a) die Daten durch die speichernde an die aufnehmende 

Stelle weitergegeben werden oder
b) Dritte von der speichernden Stelle zur Einsicht oder 

zum Abruf bereitgehaltene Daten einsehen oder ab­
rufen,

4. Sperren das Kennzeichnen gespeicherter Daten, um ihre 
weitere Verarbeitung oder Nutzung einzuschränken,

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter Daten.

(6) Nutzen ist jede Verwendung von Daten, soweit es sich 
nicht um Verarbeitung handelt.

(7) Anonymisieren ist das Verändern von Daten derart, 
daß die Einzelangaben über persönliche oder sachliche Ver­
hältnisse nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismäßig 
großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer be­
troffenen Person zugeordnet werden können.

(8) Speichernde Stelle ist jede Person oder Stelle, die 
Daten für sich selbst speichert oder durch andere im Auftrag 
speichern läßt.

(9) Dritte sind Personen und Stellen außerhalb der spei­
chernden Stelle. Dritte sind nicht die betroffene Person 
sowie diejenigen Personen und Stellen, die im Geltungsbe­
reich dieses Kirchengesetzes personenbezogene Daten im 
Auftrag verarbeiten oder nutzen.

§3
Datenerhebung

(1) Das Erheben personenbezogener Daten ist zulässig, 
wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung der Aufgaben der er­
hebenden kirchlichen Stelle erforderlich ist.

(2) Personenbezogene Daten sind bei der betroffenen 
Person zu erheben. Ohne ihre Mitwirkung dürfen sie nur er­
hoben werden, wenn
1. eine kirchliche oder staatliche Rechtsvorschrift dies vor­

sieht oder
2. die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages die Er­

hebung erfordert und keine Anhaltspunkte dafür beste­
hen, daß überwiegende schutzwürdige Interessen ver­
letzt werden, sofern
a) die zu erfüllende Aufgabe ihrer Art nach eine Er­

hebung bei anderen Personen oder kirchlichen Stel­
len erforderlich macht oder

b) die Erhebung bei der betroffenen Person einen 
unverhältnismäßigen Aufwand erforderte oder

c) die betroffene Person einer durch Rechtsvorschrift 
festgelegten Auskunftspflicht nicht nachgekommen 
und über die beabsichtigte Erhebung der Daten 
unterrichtet worden ist.

(3) Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen 
Person erhoben, so ist sie auf Verlangen über den Er­
hebungszweck, über die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft 
verpflichtet, und über die Folgen der Verweigerung von An­
gaben aufzuklären.

(4) Werden personenbezogene Daten statt bei der betrof­
fenen Person bei einer nicht-kirchlichen oder nicht-öffent­
lichen Stelle erhoben, so ist die Stelle auf die Rechtsvor­
schrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die Freiwil­
ligkeit ihrer Angaben hinzuweisen.

§4
Datenverarbeitung und -nutzung

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten und 
deren Nutzung sind nur zulässig, wenn dieses Gesetz oder 
eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder anordnet oder 
soweit die betroffene Person eingewilligt hat.

(2) Wird die Einwilligung bei der betroffenen Person ein­
geholt, ist sie auf den Zweck der Speicherung und einer vor­
gesehenen Übermittlung sowie auf Verlangen auf die Fol­
gen der Verweigerung der Einwilligung hinzuweisen. Die 
Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen be­
sonderer Umstände eine andere Form angemessen ist. Soll 
die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärungen
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schriftlich erteilt werden, ist die Einwilligungserklärung im 
äußeren Erscheinungsbild der Erklärung hervorzuheben.

§5
Datenspeicherung, -Veränderung und -nutzung

(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen personenbe­
zogener Daten ist zulässig, wenn es zur Erfüllung der in der 
Zuständigkeit der speichernden kirchlichen Stelle liegenden 
Aufgabe erforderlich ist und es für die Zwecke erfolgt, für 
die die Daten erhoben worden sind. Ist keine Erhebung vor­
ausgegangen, dürfen die Daten nur für die Zwecke geändert 
oder genutzt werden, für die sie gespeichert worden sind.

(2) Das Speichern, Verändern oder Nutzen für andere 
Zwecke ist nur zulässig, wenn
1. eine kirchliche Rechtsvorschrift dies vorsieht,
2. eine staatliche Rechtsvorschrift dies vorsieht und kirch­

liche Interessen nicht entgegenstehen,
3. die betroffene Person eingewilligt hat,
4. offensichtlich ist, daß es im Interesse der betroffenen 

Person liegt, und kein Grund zu der Annahme besteht, 
daß sie in Kenntnis des anderen Zweckes ihre Einwilli­
gung verweigern würde,

5. Angaben der betroffenen Person überprüft werden müs­
sen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren Unrich­
tigkeit bestehen,

. 6. die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen entnom­
men werden können oder die speichernde kirchliche 
Stelle sie veröffentlichen dürfte, es sei denn, daß das 
schützwürdige Interesse der betroffenen Person an dem 
Ausschluß der Zweckänderung offensichtlich über­
wiegt,

7. Grund zu der Annahme besteht, daß andernfalls die 
Wahrnehmung des Auftrages der Kirche gefährdet 
würde,

8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung 
der Rechte einer anderen Person .erforderlich ist oder

9. es zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung er­
forderlich ist, das wissenschaftliche Interesse an der 
Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse 
der betroffenen Person an dem Ausschluß der Zweck­
änderung erheblich überwiegt und der Zweck der For­
schung auf andere Weise nicht oder nur mit unverhält­
nismäßigem Aufwand erreicht werden kann.

(3) Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke 
liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von Visita­
tions-, Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungs­
prüfung, der Revision oder der Durchführung von Organisa­
tionsuntersuchungen für die speichernde kirchliche Stelle 
dient. Das gilt auch für die Verarbeitung oder Nutzung zu 
Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch die speichernde 
kirchliche Stelle, soweit nicht überwiegende schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person entgegenstehen.

(4) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu
Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung 
oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes 
einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen 
nur für diese Zwecke verwendet werden.

§6

Datengeheimnis

Den bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen ist 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu verarbeiten 
oder zu nutzen (Datengeheimnis). Diese Personen sind - so-

weit sie nicht aufgrund anderer kirchlicher Bestimmungen 
zur Verschwiegenheit verpflichtet wurden - bei der Auf­
nahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflich­
ten. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung 
ihrer Tätigkeit fort.

§7
Unabdingbare Rechte der betroffenen Person

(1) Die Rechte der betroffenen Person auf Auskunft 
(§ 15) und auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung von 
Daten (§ 16) können nicht durch Rechtsgeschäft ausge­
schlossen oder beschränkt werden.

(2) Sind die Daten der betroffenen Person in einer Datei 
gespeichert, bei der mehrere Stellen speicherungsberechtigt 
sind, und ist die betroffene Person nicht in der Lage, die 
speichernde Stelle festzustellen, so kann sie sich an jede die­
ser Stellen wenden. Diese ist verpflichtet, das Vorbringen 
der betroffenen Person an die speichernde Stelle weiterzu­
leiten. Die betroffene Person ist über die Weiterleitung und 
die speichernde Stelle zu unterrichten.

§8
Schadensersatz durch kirchliche Stellen

(1) Fügt eine kirchliche Stelle der betroffenen Person 
durch eine nach den Vorschriften dieses Kirchengesetzes 
oder nach anderen kirchlichen Vorschriften über den Daten­
schutz unzulässige oder unrichtige automatisierte Verarbei­
tung ihrer personenbezogenen Daten einen Schaden zu, ist 
sie der betroffenen Person zum Ersatz des daraus entstehen­
den Schadens verpflichtet. Für die Verarbeitung der von 
staatlichen oder kommunalen Stellen sowie von Soziallei­
stungsträgem übermittelten personenbezogenen Daten 
durch kirchliche Stellen, die nicht privatrechtlich organisiert 
sind, gilt diese Verpflichtung zum Schadensersatz unabhän­
gig von einem Verschulden; bei einer schweren Verletzung 
des Persönlichkeitsrechts ist der betroffenen Person der 
Schaden, der nicht Vermögensschaden ist, angemessen in 
Geld zu ersetzen.

(2) Die Ansprüche nach Absatz 1 Satz 2 sind insgesamt 
bis zu einem Betrag in Höhe von 250 000 Deutsche Mark 
begrenzt. Ist aufgrund desselben Ereignisses an mehrere 
Personen Schadensersatz zu leisten, der insgesamt den 
Höchstbetrag von 250 000 Deutsche Mark übersteigt, so 
verringern sich die einzelnen Schadensersatzleistungen im 
dem Verhältnis, in dem ihr Gesamtbetrag zum Höchstbetrag 
steht.

(3) Sind bei einer Datei mehrere Stellen speicherungs­
berechtigt und ist die geschädigte Person nicht in der Lage, 
die speichernde Stelle festzustellen, so haftet jede dieser 
Stellen.

(4) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner 
im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches.

(5) Auf das Mitverschulden der betroffenen Person ist 
§ 254 und auf die Verjährung § 852 des Bürgerlichen Ge­
setzbuches entsprechend anzuwenden.

(6) Macht eine betroffene Person gegenüber einer kirch­
lichen Stelle einen Anspruch auf Schadensersatz wegen 
einer nach diesem Kirchengesetz oder anderen Vorschriften 
über den Datenschutz unzulässigen oder unrichtigen auto­
matisierten Datenverarbeitung geltend und ist streitig, ob 
der Schaden die Folge eines von der speichernden Stelle zu 
vertretenden Umstandes ist, so trifft die Beweislast die spei­
chernde Stelle.

(7) Vorschriften, nach denen Ersatzpflichtige in weiterem 
Umfang als nach dieser Vorschrift haften oder nach denen 
andere für den Schaden verantwortlich sind, bleiben un­
berührt.
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§9
Technische und organisatorische Maßnahmen

Kirchliche Stellen, die selbst oder im Auftrag personen­
bezogene Daten verarbeiten, haben die technischen und 
organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die erforderlich 
sind, um die Ausführung der Vorschriften dieses Kirchen­
gesetzes, insbesondere die in der Anlage zu diesem Kir­
chengesetz genannten Anforderungen, zu gewährleisten. 
Erforderlich sind Maßnahmen, deren Aufwand in einem an­
gemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck 
steht.

§ 10
Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

(1) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das 
die Übermittlung personenbezogener Daten durch Abruf er­
möglicht, ist zulässig, soweit dieses Verfahren unter 
Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der betrof­
fenen Person und des kirchlichen Auftrags der beteiligten 
Stellen angemessen ist. Die Vorschriften über die Zulässig­
keit des einzelnen Abrufs bleiben unberührt.

(2) Die beteiligten kirchlichen Stellen haben zu gewähr­
leisten, daß die Zulässigkeit des Abrufverfahrens kontrol­
liert werden kann. Hierzu haben sie schriftlich festzulegen:
1. Anlaß und Zweck des Abrufverfahrens,
2. die datenempfangenden Stellen,
3. Art der zu übermittelnden Daten,
4. nach § 9 erforderliche technische und organisatorische 

Maßnahmen.
(3) Über die Einrichtung von Abrufverfahren ist der oder 

die jeweils zuständige Datenschutzbeauftragte unter Mittei­
lung der Festlegung nach Absatz 2 zu unterrichten.

(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen 
Abrufs trägt die datenempfangende Stelle. Die speichernde 
kirchliche Stelle prüft die Zulässigkeit der Abrufe nur, wenn 
dazu Anlaß besteht. Die speichernde kirchliche Stelle hat zu 
gewährleisten, daß die Übermittlung von personenbezoge­
nen Daten zumindest durch geeignete Stichprobenverfahren 
festgestellt und überprüft werden kann. Wird ein Gesamtbe­
stand von personenbezogenen Daten abgerufen oder über­
mittelt (Stapelverarbeitung), so bezieht sich die Gewährlei­
stung der Feststellung und Überprüfung nur auf die Zuläs­
sigkeit des Abrufs oder der Übermittlung des Gesamtbe­
standes.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Abruf aus 
Datenbeständen, die jedermann, sei es ohne oder nach be­
sonderer Zulassung, zur Benutzung offenstehen.

§11
Verarbeitung oder Nutzung 

von personenbezogenen Daten im Auftrag
(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch 

andere Stellen oder Personen verarbeitet oder genutzt, ist 
die beauftragende Stelle für die Einhaltung der Vorschriften 
dieses Kirchengesetzes und anderer Vorschriften über den 
Datenschutz verantwortlich. Die in den §§ 7 und 8 genann­
ten Rechte sind ihr gegenüber geltend zu machen.

(2) Die beauftragte Stelle oder Person ist unter besonde­
rer Berücksichtigung der Eignung der von ihr getroffenen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen sorgfältig 
auszuwählen. Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei 
die Datenverarbeitung oder -nutzung, die technischen und 
organisatorischen Maßnahmen und etwaige Unterauftrags­
verhältnisse festzulegen sind. Vor einer Beauftragung ist die 
Genehmigung der nach kirchlichem Recht zuständigen 
Stelle einzuholen.

(3) Die beauftragte Stelle oder Person darf die Daten nur 
im Rahmen der Weisungen der beauftragenden Stelle ver­
arbeiten oder nutzen. Ist sie der Ansicht, daß eine Weisung 
der beauftragenden Stelle gegen dieses Kirchengesetz oder 
andere Vorschriften über den Datenschutz verstößt, hat sie 
die beauftragende Stelle unverzüglich darauf hinzuweisen.

(4) Sofern die kirchlichen Datenschutzbestimmungen auf 
die beauftragte Stelle oder Person keine Anwendung finden, 
ist die beauftragende Stelle verpflichtet, sicherzustellen, daß 
die beauftragte Stelle diese Bestimmungen beachtet und 
sich der Kontrolle kirchlicher Datenschutzbeauftragter 
unterwirft.

§ 12
Datenübermittlung an kirchliche 
oder sonstige öffentliche Stellen

(1) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten an 
kirchliche Stellen ist zulässig, wenn

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermit­
telnden oder der empfangenden kirchlichen Stelle lie­
genden Aufgaben erforderlich ist und

2. die Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 5 vorliegen.

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermitt­
lung trägt die übermittelnde kirchliche Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen der empfangenden kirchlichen 
Stelle, trägt diese die Verantwortung. In diesem Falle prüft 
die übermittelnde kirchliche Stelle nur, ob das Übermitt­
lungsersuchen im Rahmen der Aufgaben der datenempfan­
genden kirchlichen Stelle liegt, es sei denn, daß besonderer 
Anlaß zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung be­
steht. § 10 Abs. 4 bleibt unberührt.

(3) Die datenempfangende kirchliche Stelle darf die über­
mittelten Daten für den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu 
dessen Erfüllung sie ihr übermittelt werden. Eine Verarbei­
tung oder Nutzung für andere Zwecke ist nur unter den Vor- • 
aussetzungen des § 5 Abs. 2 zulässig.

(4) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Ab­
satz 1 übermittelt werden dürfen, weitere personenbezogene 
Daten der betroffenen oder einer anderen Person in Akten so 
verbunden, daß eine Trennung nicht oder nur mit unvertret­
barem Aufwand möglich ist, so ist die Übermittlung auch 
dieser Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen 
der betroffenen oder einer anderen Person an deren 
Geheimhaltung offensichtlich überwiegen; eine Nutzung 
dieser Daten ist unzulässig.

(5) Absatz 4 gilt entsprechend, wenn personenbezogene 
Daten innerhalb einer kirchlichen Stelle weitergegeben wer­
den.

(6) Personenbezogene Daten dürfen an Stellen anderer 
öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften übermittelt 
werden, wenn das zur Erfüllung der kirchlichen Aufgaben 
erforderlich ist, die der übermittelnden oder der empfangen­
den Stelle obliegen, und sofern sichergestellt ist, daß bei der 
empfangenden Stelle ausreichende Datenschutzmaßnahmen 
getroffen werden, und nicht offensichtlich berechtigte Inter­
essen der betroffenen Person entgegenstehen.

(7) Personenbezogene Daten dürfen an Behörden und
sonstige öffentliche Stellen des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden und der sonstigen Aufsicht des Bundes oder 
eines Landes unterstehenden juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts übermittelt werden, wenn das zur Erfül­
lung der kirchlichen Aufgaben erforderlich ist, die der über­
mittelnden Stelle obliegen, und nicht offensichtlich berech­
tigte Interessen der betroffenen Person entgegenstehen.
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§ 13
Datenübermittlung an sonstige Stellen

(1) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten an 
sonstige Stellen oder Personen ist zulässig, wenn
1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermit­

telnden kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben erforder­
lich ist und die Voraussetzungen vorliegen, die eine 
Nutzung nach § 5 zuließen, oder

2. die datenempfangenden Stellen oder Personen ein be­
rechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu übermitteln­
den Daten glaubhaft darlegen und die betroffene Person 
kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluß der 
Übermittlung hat,

es sei denn, daß Grund zu der Annahme besteht, daß durch 
die Übermittlung die Wahrnehmung des Auftrags der Kir­
che gefährdet würde.

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermitt­
lung trägt die übermittelnde kirchliche Stelle; durch Kir­
chengesetz oder durch kirchliche Rechtsverordnung kann 
die Übermittlung von der Genehmigung einer anderen 
kirchlichen Stelle abhängig gemacht werden.

(3) In den Fällen der Übermittlung nach Absatz 1 Nr. 2 
unterrichtet die übermittelnde kirchliche Stelle die betrof­
fene Person von der Übermittlung ihrer Daten. Dies gilt 
nicht, wenn damit zu rechnen ist, daß sie davon auf andere 
Weise Kenntnis erlangt.

(4) Die datenempfangenden Stellen und Personen dürfen 
die übermittelten Daten nur für den Zweck verarbeiten oder 
nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihnen übermittelt werden. 
Die übermittelnde Stelle hat sie darauf zu verpflichten.

§ 14
Durchführung des Datenschutzes

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland und die 
Gliedkirchen sind jeweils für ihren Bereich für die Einhal­
tung eines ausreichenden Datenschutzes verantwortlich.

(2) Sie haben insbesondere sicherzustellen, daß von den 
kirchlichen Stellen je nach ihrem Zuständigkeitsbereich 
eine Übersicht geführt wird über
1. die Bezeichnung und die Art der Dateien,
2. deren Zweckbestimmung,
3. die Art der gespeicherten Daten,
4. den betroffenen Personenkreis,
5. die Art der regelmäßig zu übermittelnden Daten und die 

datenempfangenden Stellen,
6. die Regelfristen für die Löschung der Daten,
7. zugriffsberechtigte Personengruppen oder Personen, die 

allein zugriffsberechtigt sind.
Sie haben ferner dafür zu sorgen, daß die ordnungs­

gemäße Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, 
mit deren Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet werden 
sollen, überwacht wird.

(3) Die jeweiligen Datenschutzbeauftragten erhalten eine 
Ausfertigung der Übersicht der automatisierten Dateien 
ihrer Zuständigkeitsbereiche.

(4) Absatz 2 Satz 1 gilt nicht für Dateien, die nur vor­
übergehend vorgehalten und innerhalb von drei Monaten 
nach ihrer Erstellung gelöscht werden.

§ 15
Auskunft an die betroffene Person

(1) Der betroffenen Person ist auf Antrag Auskunft zu er­
teilen über

1. die zu ihr gespeicherten Daten, auch soweit sie sich auf 
Herkunft oder empfangende Stellen dieser Daten bezie­
hen, und

2. den Zweck der Speicherung.
(2) In dem Antrag soil die Art der personenbezogenen 

Daten, über die Auskunft erteilt werden soll, näher bezeich­
net werden. Sind die personenbezogenen Daten in Akten ge­
speichert, wird die Auskunft nur erteilt, soweit die betrof­
fene Person Angaben macht, die das Auffinden der Daten 
ermöglichen, und der für die Erteilung der Auskunft erfor­
derliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem geltend ge­
machten Informationsinteresse steht. Die speichernde Stelle 
bestimmt das Verfahren, insbesondere die Form der Aus­
kunftserteilung, nach pflichtgemäßem Ermessen.

(3) Auskunft kann nicht erteilt werden, soweit die Daten 
oder die Tatsache ihrer Speicherung aufgrund einer speziel­
len Rechtsvorschrift oder wegen überwiegender berechtig­
ter Interessen Dritter geheimgehalten werden müssen und 
das Interesse der betroffenen Person an der Auskunftsertei­
lung zurücktreten muß oder wenn durch die Auskunft die 
Wahrnehmung des Auftrags der Kirche gefährdet wird.

(4) Die Auskunft ist unentgeltlich.

§ 16
Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen, wenn 
sie unrichtig sind. Wird festgestellt, daß personenbezogene 
Daten in Akten unrichtig sind, oder wird ihre Richtigkeit 
von der betroffenen Person bestritten, so ist dies in der Akte 
zu vermerken oder auf sonstige Weise festzuhalten.

(2) Personenbezogene Daten in Dateien sind zu löschen, 
wenn
1. ihre Speicherung unzulässig ist oder
2. ihre Kenntnis für die speichernde Stelle zur Erfüllung 

der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht 
mehr erforderlich ist.

(3) An die Stelle einer Löschung tritt eine Sperrung, so­
weit
1. einer Löschung Rechtsvorschriften, satzungsmäßige 

oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entgegenste­
hen,

2. Grund zu der Annahme besteht, daß durch eine 
Löschung schutzwürdige Interessen der betroffenen Per-. 
sonen beeinträchtigt würden, oder

3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speiche­
rung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Auf­
wand möglich ist.

(4) Personenbezogene Daten in Dateien sind ferner zu 
sperren, soweit ihre Richtigkeit von der betroffenen Person 
bestritten wird und sich weder die Richtigkeit noch die 
Unrichtigkeit feststellen läßt.

(5) Personenbezogene Daten in Akten sind zu sperren, 
wenn die kirchliche Stelle im Einzelfall feststellt, daß ohne 
die Sperrung schutzwürdige Interessen der betroffenen Per­
son beeinträchtigt würden und die Daten für die Auf­
gabenerfüllung nicht mehr erforderlich sind.

(6) Gesperrte Daten dürfen ohne Einwilligung der betrof­
fenen Person nur übermittelt oder genutzt werden, wenn
1. es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung einer 

bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen im überwie­
genden Interesse * der speichernden kirchlichen Stelle 
oder Dritter liegenden Gründen unerläßlich ist und
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2. die Daten hierfür übermittelt oder genutzt werden dürf­
ten, wenn sie nicht gesperrt wären,

und die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrags nicht ge­
fährdet wird.

(7) Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sperrung 
bestrittener Daten sowie der Löschung oder Sperrung 
wegen Unzulässigkeit der Speicherung sind die kirchlichen 
Stellen zu verständigen, denen im Rahmen einer regelmäßi­
gen Datenübermittlung diese Daten zur Speicherung weiter­
gegeben werden, wenn dies zur Wahrung schutzwürdiger 
Interessen der betroffenen Person erforderlich ist.

(8) Vorschriften der kirchlichen Stellen, die das Archiv­
wesen betreffen, bleiben unberührt.

§ 17
Anrufung der Beauftragten für den Datenschutz

Jede Person kann sich an den zuständigen Beauftragten 
oder die zuständige Beauftragte für den Datenschutz wen­
den, wenn sie der Ansicht ist, bei der Erhebung, Verarbei­
tung oder Nutzung ihrer personenbezogenen Daten durch 
kirchliche Stellen in ihren Rechten verletzt worden zu sein. 
Für die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von perso­
nenbezogenen Daten durch kirchliche Gerichte gilt dies nur, 
soweit diese in eigenen Angelegenheiten als Verwaltung 
tätig werden.

§ 18
Beauftragte für den Datenschutz

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland und die 
Gliedkirchen bestellen für ihren Bereich Beauftragte für den 
Datenschutz. Die Gliedkirchen können bestimmen, daß für 
ihren diakonischen Bereich besondere Beauftragte für den 
Datenschutz bestellt werden.

(2) Zu Beauftragten für den Datenschutz dürfen nur Per­
sonen bestellt werden, welche die zur Erfüllung ihrer Auf­
gaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besit­
zen. Die beauftragte Person ist auf die gewissenhafte Erfül­
lung ihrer Amtspflichten und die Einhaltung der kirchlichen 
Ordnungen zu verpflichten.

(3) Beauftragte für den Datenschutz sind in Ausübung 
ihres Amtes an Weisungen nicht gebunden und nur dem 
kirchlichen Recht unterworfen. Der oder die Beauftragte für 
den Datenschutz bei der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land untersteht der Rechtsaufsicht des Rates der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland und der Dienstaufsicht des 
Präsidenten oder der Präsidentin des Kirchenamtes. Die 
Gliedkirchen regeln die Rechtsstellung der Beauftragten für 
den Datenschutz jeweils für ihren Bereich.

(4) Beauftragte für den Datenschutz erhalten die für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Personal- und Sach­
ausstattung.

(5) Für Beauftragte für den Datenschutz sollen ständige 
Vertreter oder Vertreterinnen bestellt werden. Die Beauf­
tragten für den Datenschutz sollen dazu gehört werden.

(6) Die für den Zuständigkeitsbereich der Beauftragten 
für den Datenschutz geltenden Vorschriften des Kirchenbe­
amtenrechts über die Annahme von Geschenken und über 
die Verschwiegenheitspflicht gelten entsprechend.

(7) Beauftragte für den Datenschutz sind verpflichtet, 
über die ihnen amtlich bekanntgewordenen Angelegenhei­
ten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mit­
teilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die 
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheim­
haltung bedürfen. Die Verpflichtung besteht auch nach Be­
endigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses. Beauftragte

für den Datenschutz dürfen, auch wenn sie nicht mehr im 
Amt sind, über Angelegenheiten, die der Verschwiegenheit 
unterliegen, ohne Genehmigung ihrer Dienstherren weder 
vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärun­
gen abgeben.

§ 19
Aufgaben der Beauftragten für den Datenschutz

(1) Beauftragte für den Datenschutz wachen über die Ein­
haltung der Vorschriften über den Datenschutz.

(2) Werden personenbezogene Daten in Akten verarbeitet 
oder genutzt, prüfen sie die Erhebung, Verarbeitung oder 
Nutzung, wenn betroffene Personen ihnen hinreichende An­
haltspunkte dafür darlegen, daß sie dabei in ihren Rechten 
verletzt worden sind, oder den Beauftragten für den Daten­
schutz hinreichende Anhaltspunkte für eine derartige Ver­
letzung vorliegen.

(3) Beauftragte für den Datenschutz können Empfehlun­
gen zur Verbesserung des Datenschutzes geben und kirch­
liche Stellen in Fragen des Datenschutzes beraten.

(4) Auf Anforderung der kirchenleitenden Organe haben 
die Beauftragten für den Datenschutz Gutachten zu erstatten 
und Berichte zu geben.

(5) Die in § 1 bezeichneten kirchlichen Stellen sind ver­
pflichtet, die Beauftragten für den Datenschutz bei der Er­
füllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Auf Verlangen ist 
ihnen Auskunft sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten 
über die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbe­
zogener Daten zu geben, insbesondere in die gespeicherten 
Daten und in die Datenverarbeitungsprogramme; ihnen ist 
jederzeit Zutritt zu allen Diensträumen zu gewähren.

(6) Kirchliche Gerichte unterliegen der Prüfung der Be­
auftragten für den Datenschutz nur, soweit sie in eigenen 
Angelegenheiten als Verwaltung tätig werden.

(7) Der Prüfung durch die Beauftragten für den Daten­
schutz unterliegen nicht:
1.

2.

3.

4.

personenbezogene Daten, die dem Beicht- und Seel­
sorgegeheimnis unterliegen,
personenbezogene Daten, die dem Post- und Fernmelde­
geheimnis unterliegen,
personenbezogene Daten, die dem Arztgeheimnis unter­
liegen,

personenbezogene Daten in Personalakten,
wenn die betroffene Person der Prüfung der auf sie bezoge­
nen Daten im Einzelfall zulässigerweise gegenüber den Be­
auftragten für den Datenschutz widerspricht.

(8) Der oder die Beauftragte für den Datenschutz teilt das 
Ergebnis der Prüfung der zuständigen kirchlichen Stelle mit. 
Damit können Vorschläge zur Verbesserung des Daten­
schutzes, insbesondere zur Beseitigung von festgestellten 
Mängeln bei der Verarbeitung oder Nutzung personen­
bezogener Daten, verbunden sein. § 20 bleibt unberührt.

(9) Die kirchlichen Beauftragten für den Datenschutz sol­
len zusammenarbeiten und mit den staatlichen und kommu­
nalen Beauftragten Erfahrungen austauschen.

§ 20
Beanstandungsrecht der Beauftragten 

für den Datenschutz
(1) Stellen Beauftragte für den Datenschutz Verstöße 

gegen die Datenschutzbestimmungen oder sonstige Mängel 
bei der Verwendung personenbezogener Daten fest, so be­
anstanden sie dies gegenüber den zuständigen kirchlichen
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Stellen und fordern zur Stellungnahme innerhalb einer von 
ihnen zu bestimmenden Frist auf.

(2) Der oder die Beauftragte für den Datenschutz kann 
von einer Beanstandung absehen oder auf eine Stellung­
nahme verzichten, insbesondere wenn es sich um unerhebli­
che oder inzwischen beseitigte Mängel handelt.

(3) Mit der Beanstandung kann der oder die Beauftragte 
für den Datenschutz Vorschläge zur Beseitigung der Män­
gel und zur sonstigen Verbesserung des Datenschutzes ver­
binden. Wird der Beanstandung nicht abgeholfen, so ist der 
oder die Beauftragte für den Datenschutz befugt, sich an das 
jeweilige kirchenleitende Organ zu wenden.

(4) Die gemäß Absatz 1 abzugebende Stellungnahme soll 
auch eine Darstellung der Maßnahmen enthalten, die auf­
grund der Beanstandung von den kirchlichen Stellen getrof­
fen worden sind.

§ 21
Dateienregister

(1) Der oder die Beauftragte für den Datenschutz führt 
ein Register der automatisiert geführten Dateien, in denen 
personenbezogene Daten gespeichert werden. Das Register 
kann von jeder Person eingesehen werden, die ein berech­
tigtes Interesse nachweist.

(2) Die kirchlichen Stellen sind verpflichtet, ihre auto­
matisiert geführten Dateien bei dem oder der zuständigen 
Beauftragten für den Datenschutz zu melden.

§ 22
Betriebsbeauftragte für den Datenschutz

(1) Für die kirchlichen Werke und Einrichtungen mit ei­
gener Rechtspersönlichkeit sind Betriebsbeauftragte für den 
Datenschutz zu bestellen. Für mehrere Werke und Einrich­
tungen können gemeinsame Betriebsbeauftragte für den 
Datenschutz bestellt werden.

(2) Zu Betriebsbeauftragten für den Datenschutz dürfen 
nur Personen bestellt werden, die die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit be­
sitzen.

(3) Die Betriebsbeauftragten für den Datenschutz sind 
den gesetzlich oder verfassungsmäßig berufenen Organen 
der Werke oder der Einrichtungen unmittelbar zu unterstel­
len. Sie sind im Rahmen ihrer Aufgaben weisungsfrei. Sie 
dürfen wegen dieser Tätigkeit nicht benachteiligt werden. 
Sie sind bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen.

(4) Betriebsbeauftragte für den Datenschutz haben die 
Ausführung der Bestimmungeh über den Datenschutz 
sicherzustellen. Zu diesem Zweck können sie sich in Zwei­
felsfallen an den Beauftragten oder die Beauftragte für den 
Datenschutz (§ 18) wenden. Sie haben insbesondere

1. die ordnungsmäßige Anwendung der Datenverarbei­
tungsprogramme, mit deren Hilfe personenbezogene 
Daten verarbeitet werden sollen, zu überwachen;

2. die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten täti­
gen Personen durch geeignete Maßnahmen mit den Be­
stimmungen über den Datenschutz, bezogen auf die be­
sonderen Verhältnisse ihres Aufgabenbereiches, ver­
traut zu machen.

(5) Zu Betriebsbeauftragten für den Datenschutz sollen 
diejenigen nicht bestellt werden, die mit der Leitung der 
Datenverarbeitung beauftragt sind oder denen die Aufsicht 
über die Einhaltung eines ausreichenden Datenschutzes ob­
liegt.

§ 23
Zweckbindung bei personenbezogenen Daten, 

die einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis 
unterliegen

(1) Personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder be­
sonderen Amtsgeheimnis unterliegen und die von der zur 
Verschwiegenheit verpflichteten kirchlichen Stelle in Aus­
übung ihrer Berufs- oder Amtspflicht zur Verfügung gestellt 
worden sind, dürfen von der speichernden Stelle nur für den 
Zweck verarbeitet oder genutzt werden, für den sie ihr über­
lassen worden sind. In die Übermittlung nach den §§ 12 und 
13 muß die zur Verschwiegenheit verpflichtete Stelle ein­
willigen.

(2) Für einen anderen Zweck dürfen die Daten nur ver­
arbeitet oder genutzt werden, wenn die Änderung des 
Zwecks durch besonderes Gesetz zugelassen ist

§ 24
Datenerhebung, -Verarbeitung und -nutzung 

bei Dienst- und Arbeitsverhältnissen
(1) Die kirchlichen Stellen dürfen Daten ihrer Beschäftig­

ten, Bewerber und Bewerberinnen nur erheben, verarbeiten 
oder nutzen, soweit dies zur Eingliederung, Durchführung, 
Beendigung oder Abwicklung des Beschäftigungsverhält­
nisses oder zur Durchführung organisatorischer, personeller 
und sozialer Maßnahmen, insbesondere auch zu Zwecken 
der Personalplanung und des Personaleinsatzes, erforderlich 
ist oder eine Rechtsvorschrift, ein Tarifvertrag oder eine 
Dienstvereinbarung dies vorsieht.

(2) Eine Übermittlung der Daten von Beschäftigten an 
Stellen außerhalb des kirchlichen Bereichs ist nur zulässig, 
wenn kirchliche Interessen nicht entgegenstehen und
1. die empfangende Stelle ein überwiegendes rechtliches 

Interesse darlegt,
2. Art oder Zielsetzung der dem oder der Beschäftigten 

übertragenen Aufgaben die Übermittlung erfordert,
3. offensichtlich ist, daß die Übermittlung im Interesse der 

betroffenen Person liegt und keine Anhaltspunkte vor­
liegen, daß sie in Kenntnis des Übermittlungszwecks 
ihre Einwilligung nicht erteilen würde.

(3) Die Übermittlung an künftige Dienstherren oder
Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen ist nur mit Einwilligung 
der betroffenen Person zulässig, es sei denn, daß eine 
Abordnung oder Versetzung vorbereitet wird, die der Zu­
stimmung des oder der Beschäftigten nicht bedarf.

(4) Verlangt die kirchliche Stelle zur Eingehung oder im 
Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses medizinische 
oder psychologische Untersuchungen und Tests, hat sie 
Anlaß und Zweck der Begutachtung möglichst tätigkeitsbe­
zogen zu bezeichnen. Ergeben sich keine medizinischen 
oder psychologischen Bedenken, darf die kirchliche Stelle 
lediglich die Übermittlung des Ergebnisses der Begutach­
tung verlangen; ergeben sich Bedenken, darf auch die Über­
mittlung der festgestellten möglichst tätigkeitsbezogenen 
Risikofaktoren verlangt werden. Im übrigen ist eine Weiter­
verarbeitung der bei den Untersuchungen oder Tests er­
hobenen Daten nur mit Einwilligung der betroffenen Person 
zulässig.

(5) Personenbezogene Daten, die vor der Eingehung
eines Beschäftigungsverhältnisses erhoben wurden, sind un­
verzüglich zu löschen, sobald feststeht, daß ein Beschäfti­
gungsverhältnis nicht zustande kommt. Nach Beendigung 
eines Beschäftigungsverhältnisses sind personenbezogene 
Daten zu löschen, soweit diese Daten nicht mehr benötigt 
werden. § 16 Absatz 3 gilt entsprechend.
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(6) Die Ergebnisse medizinischer oder psychologischer 
Untersuchungen und Tests der Beschäftigten dürfen auto­
matisiert nur verarbeitet werden, wenn dies dem Schutz des 
oder der Beschäftigten dient.

(7) Soweit Daten der Beschäftigten im Rahmen der Maß­
nahmen zur Datensicherung nach der Anlage zu § 9 gespei­
chert werden, dürfen sie nicht zu anderen Zwecken, insbe­
sondere nicht zu Zwecken der Verhaltens- oder Leistungs­
kontrolle genutzt werden.

verweigert werden, soweit aus den Daten auf die berichten­
den oder einsendenden Personen oder die Gewährsleute von 
Beiträgen, Unterlagen und Mitteilungen für den redaktio­
nellen Teil geschlossen werden kann. Die betroffene Person 
kann die Berichtigung unrichtiger Daten verlangen.

§ 25
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 

durch Forschungseinrichtungen
(1) Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung er­

hobene oder gespeicherte personenbezogene Daten dürfen 
nur für bestimmte Forschungsvorhaben verarbeitet oder ge­
nutzt werden.

§ 27
Ergänzende Bestimmungen

(1) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung der Kir-
chenkonferenz Bestimmungen zur Durchführung dieses

(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten an
andere als kirchliche Stellen für Zwecke der wissenschaft­
lichen Forschung ist nur zulässig, wenn diese sich verpflich­
ten, die übermittelten Daten nicht für andere Zwecke zu ver­
arbeiten oder zu nutzen und die Vorschriften der Absätze 3 
und 4 einzuhalten. Der kirchliche Auftrag darf durch die 
Übermittlung nicht gefährdet werden.

(3) Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisie­
ren, sobald dies nach dem Forschungszweck möglich ist. 
Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu speichern, mit 
denen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Ver­
hältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren Person zuge­
ordnet werden können. Sie dürfen mit den Einzelangaben 
nur zusammengeführt werden, soweit der Forschungszweck 
dies erfordert.

(4) Die Veröffentlichung personenbezogener Daten, die 
zum Zwecke wissenschaftlicher Forschung übermittelt wur­
den, ist nur mit Zustimmung der übermittelnden Stelle 
zulässig. Die Zustimmung kann erteilt werden, wenn
1. die betroffene Person eingewilligt hat oder

Kirchengesetzes erlassen.
(2) Die Gliedkirchen können für ihren Bereich ergän­

zende Durchführungsbestimmungen zu diesem Kirchenge­
setz erlassen.

(3) Soweit personenbezogene Daten von Sozialleistungs­
trägern übermittelt werden, gelten zum Schütz dieser Daten 
ergänzend die staatlichen Bestimmungen entsprechend. 
Werden hierzu Bestimmungen gemäß Absatz 1 erlassen, ist 
vorher der Diakonische Rat des Diakonischen Werkes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland anzuhören.

§ 28

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1994 in Kraft. Mit 
dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes treten
1. das Kirchengesetz über den Datenschutz vom 10. No­

vember 1977 (ABl. EKD 1978 S. 2) in der Neufassung 
vom 7. November 1984 (ABl. EKD S. 507)

und

2. die Verordnung zum Kirchengesetz über den Daten­
schutz vom 21. März 1986 (ABl. EKD S. 117)

außer Kraft.
Osnabrück, den 12. November 1993

2. dies für die Darstellung von Forschungsergebnissen
über Ereignisse der Zeitgeschichte unerläßlich ist, 

es sei denn, daß Grund zu der Annahme besteht, daß durch 
die Veröffentlichung der Auftrag der Kirche gefährdet

Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche in Deutschland

Schmude

würde.

§ 26
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten 

durch die Medien
(1) Soweit personenbezogene Daten von kirchlichen Stel­

len ausschließlich zu eigenen journalistisch-redaktionellen 
Zwecken verarbeitet oder genutzt werden, gelten von den 
Vorschriften dieses Kirchengesetzes nur die §§ 6 und 9. So­
weit personenbezogene Daten zur Herausgabe von Adres­
sen-, Telefon- oder vergleichbaren Verzeichnissen verarbei­
tet oder genutzt werden, gilt Satz 1 nur, wenn mit der Her­
ausgabe zugleich eine journalistisch-redaktionelle Tätigkeit 
verbunden ist.

(2) Führt die journalistisch-redaktionelle Verarbeitung

Anlage
(zu § 9)

Werden personenbezogene Daten automatisiert verarbei­
tet, sind Maßnahmen zu treffen, die je nach der Art der zu 
schützenden personenbezogenen Daten geeignet sind,

1. Unbefugten den Zugang zu Datenverarbeitungsanla-

oder Nutzung personenbezogener Daten zur Veröffent-
lichung von Gegendarstellungen der betroffenen Person, so 
sind diese Gegendarstellungen zu den gespeicherten Daten 
zu nehmen und für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie 
die Daten selbst.

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem 
Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, so kann er Auskunft 
über die der Berichterstattung zugrundeliegenden, zu seiner 
Person gespeicherten Daten verlangen. Die Auskunft kann

gen, mit denen personenbezogene Daten verarbeitet 
werden, zu verwehren (Zugangskontrolle),

2. zu verhindern, daß Datenträger unbefugt gelesen, 
kopiert, verändert oder entfernt werden können (Daten­
trägerkontrolle),

3. die unbefugte Eingabe in den Speicher sowie die 
Löschung gespeicherter personenbezogener Daten zu 
verhindern (Speicherkontrolle),

4. zu verhindern, daß Datenverarbeitungssysteme mit 
Hilfe von Einrichtungen zur Datenübertragung von 
Unbefugten genutzt werden können (Benutzerkon­
trolle),

5. zu gewährleisten, daß die zur Benutzung eines Daten­
verarbeitungssystems Berechtigten ausschließlich auf
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6.

7.

8.

9.

10.

die ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten 
zugreifen können (Zugriffskontrolle),
zu gewährleisten, daß überprüft und festgestellt werden 
kann, an welche Stellen personenbezogene Daten durch 
Einrichtungen zur Datenübertragung übermittelt wer* 
den können (Übermittlungskontrolle),
zu gewährleisten, daß nachträglich überprüft und fest­
gestellt werden kann, welche personenbezogenen 
Daten zu welcher Zeit von wem in Datenverarbeitungs­
systeme eingegeben worden sind (Eingabekontrolle), 
zu gewährleisten, daß personenbezogene Daten, die im 
Auftrag verarbeitet werden, nur entsprechend den Wei­
sungen des Auftraggebers verarbeitet werden können 
(Auftragskontrolle),
zu verhindern, daß bei der Übertragung personenbezo­
gener Daten sowie beim Transport von Datenträgern 
die Daten unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder 
gelöscht werden können (Transportkontrolle),
die innerbehördliche oder innerbetriebliche Organisa­
tion so zu 'gestalten, daß sie den besonderen Anforde­
rungen des Datenschutzes gerecht wird (Organisations­
kontrolle).

Durchführungsbestimmungen
Durchführungsbestimmungen 

zu § 6 des Kirchengesetzes Uber den Datenschutz 
(Db - § 6 - DSG - EKD)

Vom 17 Juni 1994
Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt aufgrund von § 2 
des kirchlichen Gesetzes zur Ausführung des Kirchen­
gesetzes über den Datenschutz der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (AusG-DSG-EKD) in der Fassung vom 
26. April 1994 (GVBI. S. 107) in Verbindung mit § 27 
Abs. 2 des Kirchengesetzes über den Datenschutz der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) in der 
Fassung vom 12. November 1993 (ABI. EKD 1993, S. 505) 
folgende Durchführungsbestimmungen:

1.1 Allgemeines
Gemäß § 6 DSG-EKD sind die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zur Wahrung des Datenschutzes 
auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Zur Ge­
währleistung dieser Verpflichtung wird das nach­
stehend unter Ziff. 1.2 abgedruckte Formular für die 
„Verpflichtungserklärung zum Datengeheimnis“ 
sowie das dazugehörige unter Ziff. 1.3 abge­
druckte Merkblatt für verbindlich erklärt Den Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeitern ist von den Lei­
tungen kirchlicher Dienststellen das Merkblatt 
zur Verpflichtung auf das Datengeheimnis aus­
zuhändigen, und sie sind auf das Datengeheimnis 
zu verpflichten. Hierzu haben die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter jeweils zwei Exemplare der Ver­
pflichtungserklärung zu unterzeichnen. Eine Aus­
fertigung wird dem Mitarbeiter/der Mitarbeiterin 
ausgehändigt und die zweite ist zu den Personal­
akten zu nehmen.
Die Formulare „Merkblatt zur Verpflichtung von 
Mitarbeitem/Mitarbeiterinnen auf das Datenge­
heimnis“ und „Verpflichtungserklärung zum Daten­

geheimnis“ können in entsprechender Stückzahl 
beim Evangelischen Oberkirchenrat (Expeditur) 
angefordert werden.

1.2 Verpflichtungserklärung zum Datengeheimnis 
Über die Bedeutung des Datengeheimnisses 
nach den Bestimmungen des Kirchengesetzes 
über den Datenschutz vom 12. November 1993 
(ABI. EKD 1994 S. 505) sowie die dienst- bzw. ar­
beitsrechtlichen, urheberrechtlichen, strafrechtl­
ichen, disziplinarischen und ggf. haftungsrecht­
lichen Folgen eines Verstoßes gegen daten­
schutzrechtliche Bestimmungen wurde ich durch 
Übergabe eines Merkblatts zur Verpflichtung von 
Mitarbeitem/innen auf das Datengeheimnis belehrt 
Mir ist bekannt, daß ich geschützte personenbe­
zogene Daten nur zu dem zur rechtmäßigen Auf­
gabenerfüllung gehörenden Zweck erheben, ver­
arbeiten, bekanntgeben, speichern, zugänglich 
machen oder sonst nutzen darf. Ferner wurde 
ich darauf hingewiesen, daß ich das Datenge­
heimnis auch nach Beendigung meiner Tätig­
keit zu wahren habe.
Ich verpflichte mich, die kirchlichen Bestimmungen 
zum Datenschutz und die für alle geltenden Ge­
setze zum Schutz vor Mißbrauch von Daten sorg­
fältig einzuhalten.
Diese Niederschrift wurde mir vor Unterzeichnung 
vorgelesen. Eine Abschrift der Verpflichtungser­
klärung zum Datengeheimnis sowie ein Merk­
blatt zur Verpflichtung von Mitarbeitern auf das 
Datengeheimnis wurde mir von dem Verpflich­
tenden ausgehändigt

(Unterschrift des/der Verpflichtenden)
- Leiter/in der Dienststelle -

(Unterschrift des/der Verpflichteten)
- Mitarbeiter/in -

1.3 Merkblatt zur Verpflichtung von Mitarbeitern/ 
Innen auf das Datengeheimnis
Für den Datenschutz in der Evangelischen Landes­
kirche in Baden sind folgende Rechtsvorschriften 
zu beachten:
- Kirchengesetz über den Datenschutz der Evan­

gelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) 
vom 12. November 1993 (ABI. EKD S. 505),

- Kirchliches Gesetz zur Ausführung des Kirchen­
gesetzes über den Datenschutz der Evange­
lischen Kirche in Deutschland (AusG-DSG-EKD) 
vom 26. April 1994 (GVBI. S. 107).

In gleicher Weise sind künftige Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften der Evangelischen Kirche 
in Deutschland und der Evangelischen Landes­
kirche in Baden zum Datenschutz zu beachten.
Für den Schutz personenbezogener Daten gelten 
insbesondere folgende Grundsätze:
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1.3.1 Personenbezogene Daten dürfen nur für die 
rechtmäßige Erfüllung kirchlicher Aufgaben er­
hoben, verarbeitet und genutzt werden. Maß­
gebend sind die durch das kirchliche Recht be­
stimmten oder herkömmlichen Aufgaben auf 
dem Gebiet der Verkündigung, Seelsorge, Dia­
konie und Unterweisung sowie der kirchen­
gemeindlichen und pfarramtlichen Verwaltung. 
Einzelheiten sind u.a den §§ 1 bis 5 und § 11 
bis 13 DSG-EKD zu entnehmen.
Personenbezogene Daten sind Einzelangaben 
über persönliche Verhältnisse (z. B. Name, Ge­
burtsdatum, Anschrift, Konfession, Beruf, Familien­
stand) oder sachliche Verhältnisse (z. B. Grund­
besitz, Rechtsbeziehungen zu Dritten) einer be­
stimmten oder bestimmbaren natürlichen Person 
(z. B. Gemeindeglieder, kirchliche Mitarbeiter).

1.3.2 Daten und Datenträger (z. B. Belege, Karteikarten, 
EDV-Listen, Magnetbänder, Magnetplatten, Dis­
ketten) sind stets sicher und verschlossen zu 
verwahren und vor jeder Einsicht oder sonstigen 
Nutzung durch Unbefugte zu schützen.

1.3.3 Daten oder Datenträger dürfen nur kirchlichen Mit­
arbeitern zugänglich gemacht werden, die aufgrund 
ihrer dienstlichen Aufgaben zum Empfang der 
Daten ermächtigt und ausdrücklich zur Wahrung 
des Datengeheimnisses verpflichtet worden sind.

1.3.4 Auskünfte aus Datensammlungen (Dateien) dürfen 
nur erteilt und Abschriften oder Ablichtungen von 
Usten und Karteien sowie Duplizierungen von Dis­
ketten, Magnetbändern usw. nur angefertigt wer­
den, wenn ein berechtigtes kirchliches Interesse 
nachgewiesen ist Auskünfte zur geschäftlichen 
oder gewerblichen Verwendung der Daten dürfen 
in keinem Fall gegeben werden.

1.3.5 Datenbestände, insbesondere Dateien, Listen 
und Karteien, die durch neue ersetzt und auch 
nicht aus besonderen Gründen weiterhin be­
nötigt werden, müssen unverzüglich in einer 
Weise vernichtet oder gelöscht werden, die je­
den Mißbrauch der Daten ausschließt

1.3.6 Alle Informationen, die ein Mitarbeiter aufgrund 
seiner Arbeit an und mit Akten, Dateien, Listen 
und Karteien erhält, sind von ihm vertraulich zu 
behandeln. Diese Pflicht besteht auch nach Be­
endigung des Dienstverhältnisses.

1.3.7 Verstöße gegen das Datengeheimnis sind Ver­
letzungen der Dienstpflicht im Sinne des Diszi­
plinarrechts und der arbeitsrechtlichen Vor­
schriften und können Schadensersatzansprüche 
des Dienstherm oder Dritter begründen.

1.3.8 Die Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit 
der kirchlichen Mitarbeiter (§ 18 PfDG; Kirchen­
beamtengesetz i. V. m. § 79 Landesbeamten­
gesetz; § 9 BAD und über sonstige Geheim-

haltungspflichten (z. B. Steuergeheimnis) bleiben 
unberührt

1.3.9 Bestimmte Handlungen, die einen Verstoß gegen 
das Datengeheimnis beinhalten, werden durch 
das Strafgesetzbuch mit Strafe bedroht Auf die 
Straftatbestände § 202a (Ausspähen von Daten), 
§ 263a (Computerbetrug), § 269 (Fälschung be­
weiserheblicher Daten), § 270 (Täuschung im 
Rechtsverkehr bei Datenverarbeitung), § 303a 
(Datenveränderung), § 303b (Computersabotage) 
wird besonders hingewiesen. Danach macht sich 
insbesondere derjenige strafbar, der rechtswidrig 
Daten verändert oder beseitigt, der den Ablauf der 
Datenverarbeitung einer Behörde stört, der sich 
oder einem Dritten unbefugt besonders gesicherte 
Daten aus fremden Datenbanksystemen verschafft 
und der fremdes Vermögen durch unbefugtes 
Einwirken auf einen Datenverarbeitungsvorgang 
schädigt

1.3.10 Nach urheberrechtlichen Bestimmungen (§ 106 
UrhG i.V.m. § 69a UrhG) ist weiterhin die Verviel­
fältigung lizenzierter Softwareprodukte und deren 
Weitergabe an Dritte sowie die Eigennutzung von 
Raubkopien strafbar. Die zeitlich parallele Mehr- 
fachnutzung eines Originaldatenträgers und/oder 
davon angefertigter Sicherungskopien sowie die 
Mehrfachnutzung über ein Netzwerk ist unzu­
lässig, sofern vertraglich nichts anderes ver­
einbart worden ist Insbesondere ist der Einsatz 
privater Programme auf einem dienstlichen Per­
sonalcomputer nicht zulässig.

1.3.11 Mängel beim Datenschutz, der Datensicherung

2.
2.1

2.2

und der ordnungsgemäßen Verarbeitung und 
Nutzung sind dem jeweiligen Vorgesetzten un­
verzüglich anzuzeigen.

Inkrafttreten
Die Durchführungsbestimmungen treten am 
1. Juli 1994 in Kraft.
Die Bekanntmachung Datenschutz und Straf­
bewehrung vom 14. September 1986 (GVBI. S. 172) 
tritt gleichzeitig außer Kraft.

Karlsruhe, den 17. Juni 1994

Evangelischer Oberkirchenrat
Dr. Winter

Bekanntmachungen
OKR 1.7 1994
Az. 14/83

Datenschutzregisterordnung 
der EKD

Die Datenschutzregisterordnung der EKD vom 8.9.1978 
(ABI. EKD 1978, S. 421) wurde durch das Datenschutz­
gesetz der EKD vom 12.11.1993 (GVBI. S. 107) nicht außer 
Kraft gesetzt. Die Datenschutzregisterordnung entfaltet 
jedoch mangels bestehender Ermächtigungsgrund­
lage bis zum Erlaß einer neuen Regelung durch die 
EKD keine Wirkung.
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